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1. Steuerermäßigung für Handwerker-
leistungen: Grundsätzlich noch kein
Abzug bei Leistung einer Vorauszahlung

Bei der Einkommensteuer können 20 % der Aufwen-
dungen fürHandwerkerleistungen, alsoalle imeigenen
Haushalt getätigten Renovierungs-, Erhaltungs- und
Modernisierungsmaßnahmen, höchstens aber 1 200 €
p.a. als Steuerermäßigung geltend gemacht werden.
Für die Steuerermäßigung werden nur der Lohnanteil
sowie Maschinen- und Fahrtkosten, nicht dagegen
der Materialanteil, berücksichtigt. Auch muss zwin-
gend eine Rechnung über die Leistungen vorliegen
und die Zahlungmuss durch Überweisung erfolgen.

Das FG Düsseldorf hat nun mit Urteil vom 18.7.2024
(Az. 14 K 1966/23 E) entschieden, dass grundsätzlich
noch kein Abzug bei Leistung einer Vorauszahlung
möglich ist. Im Streitfall ging es um die Erneuerung
der Heizungsanlage und Lieferung und Montage der
Sanitäranlage. Die Handwerkerleistungen wurden im
Januar 2023 durchgeführt. Im November 2022 leiste-
te der Stpfl. Vorauszahlungen an den Handwerker,
welche sich auf die anfallenden Lohnaufwendungen
beziehen sollten. Den Vorauszahlungen lagen keine
Abschlagsrechnungen des Handwerkers zu Grunde,
sondern der Stpfl. hatte diese selbst ermittelt und
dem Handwerker per Mail angekündigt. Diese Vo-
rauszahlungen wurden in 2023 in der Endabrech-
nung verrechnet. Der Stpfl. beantragte in 2022 die
Steuerermäßigung für diese Vorauszahlungen.

Das FG bestätigt nun die Ansicht des Finanzamtes,
dass insoweit (noch) keine Steuerermäßigung zu
gewähren ist. Zum einen lag vorliegend für die geleis-
teten Vorauszahlungen keine Rechnung des Hand-
werkers vor. Eine Berücksichtigung der streitgegen-
ständlichen Aufwendungen schied zudem auch
deshalb aus, weil keine Aufwendungen „für die Inan-
spruchnahme von Handwerkerleistungen“ getätigt
wurden. Handwerkerleistungen wurden im Streitjahr
nicht erbracht. Die Steuerermäßigung setzt somit
regelmäßig voraus, dass die den Aufwendungen zu-
grundeliegenden Leistungen auch tatsächlich er-
bracht worden sind.

Hinweis:
Das FG führt aus, dass Konstellationen denkbar seien, in
denen Voraus- bzw. Anzahlungen vor Leistungserbringung
im Veranlagungszeitraum der Zahlung anerkannt werden
können. Dies bedingt allerdings, dass solche Zahlungsmo-
dalitäten marktüblich und/oder (sonst) sachlich begründet
sind, zumindest aber, dass sie seitens des Handwerksbe-
triebes angefordert wurden. Eine Anzahlung ohne jegliche
Aufforderung des Leistungserbringers, mithin letztlich „ins
Blaue hinein“, sei weder als marktüblich noch als sonst
sachlich begründet anzusehen und kann daher nicht be-
rücksichtigt werden.

2. Geplant: Sonderabschreibung für voll-
elektrische und emissionsfreie Fahrzeuge

Die Bundesregierung hat am 4.9.2024 beschlossen,
das Steuerfortentwicklungsgesetz u.a. um eine Son-
derabschreibung fürvollelektrischeundemissionsfreie
Fahrzeuge zu ergänzen. Damit soll ein Aspekt der sog.
Wachstumsinitiative umgesetzt werden und die Auto-
industrie und ihre Beschäftigten bei dem Umstieg auf
die E-Mobilität unterstützt werden. Gefördert werden
sollen betriebliche Fahrzeuge und Arbeitnehmern zur
Verfügung gestellte Firmenwagen.

Vorgesehen ist Folgendes:

Für neu zugelassene, rein elektrische und emis-
sionsfreie Fahrzeuge sollen Unternehmen die
Investitionskosten schneller steuerlich geltend
machen können. Dazu wird eine neue Sonderab-
schreibung eingeführt. Über einen Zeitraum von
sechs Jahren können die Anschaffungskosten
wie folgt von der Steuer abgeschrieben werden:

im ersten Jahr: Abschreibung i.H.v. 40 %,
im zweiten Jahr: Abschreibung i.H.v. 24 %,
im dritten Jahr: Abschreibung i.H.v. 14 %,
im vierten Jahr: Abschreibung i.H.v. 9 %,
im fünften Jahr: Abschreibung i.H.v. 7 %,
im sechsten Jahr: Abschreibung i.H.v. 6 %.

Die Regelung soll befristet für Anschaffungen im
Zeitraum von Juli 2024 bis Dezember 2028 gelten.
Zusätzlich soll die Dienstwagenbesteuerung für
Elektro-Fahrzeuge erweitert werden. Arbeitnehme-
rinnen undArbeitnehmer, die einen Elektro-Firmen-
wagen auchprivat nutzen, versteuern diesenVorteil
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vergünstigt. IndiesemFallwirddergeldwerteVorteil
mitmonatlich lediglich 0,25 %desBruttolistenprei-
ses im Zeitpunkt der Erstzulassung (Regelfall: 1 %)
angesetzt. Dies gilt bislang nur, wenn der Bruttolis-
tenpreis maximal 70 000 € beträgt. Dieser Betrag
soll nun auf 95 000 € angehoben werden. Die neue
Höchstgrenze soll für Firmenwagen gelten, die ab
Juli 2024 angeschafft werden bzw. wurden. Ent-
sprechendesgilt fürdiePrivatnutzungeinesbetrieb-
lichen Fahrzeugs durch den Unternehmer.

Hinweis:
Diese Änderung soll innerhalb des parlamentarischen Ver-
fahrens in das Steuerfortentwicklungsgesetz eingebracht
werden. Aktuell ist allerdings offen, ob es zu einem Ab-
schluss des Gesetzgebungsverfahrens kommen wird.

3. Zahlungen in eine Erhaltungsrücklage als
Werbungskosten?

Werden bei einer WEG Erhaltungsrücklagen (frühere
Bezeichnung: Instandhaltungsrücklagen) angespart,
so erfolgt ein Abzug als Werbungskosten bei einer
vermieteten Eigentumswohnung erst bei der Veraus-
gabung der Erhaltungsrücklage für Erhaltungsmaß-
nahmen. Insoweit kann der Eigentümer der einzelnen
Eigentumswohnung anhand der Abrechnung des
Verwalters ablesen, in welchem Umfang ein Ver-
brauch der Erhaltungsrücklage für Erhaltungsmaß-
nahmen erfolgt ist.

Dieser Grundsatz wird nun allerdings in Frage gestellt.
Hintergrund ist, dass nach der Novellierung des
Wohnungseigentumsgesetzes durch das Wohnungs-
eigentumsmodernisierungsgesetz vom 16.10.2020
die Wohnungseigentümergemeinschaft Rechtsfähig-
keit erlangt hat. Dies könnte dafür sprechen, dass be-
reits bei Zahlung in die ErhaltungsrücklageWerbungs-
kosten vorliegen. Zudieser Frage ist nunbeimBFHun-
ter demAz. IX R 19/24 ein Verfahren anhängig.

Handlungsempfehlung:
Die Entscheidung des BFH bleibt abzuwarten. Bei materiell
bedeutsamen Einzahlungen in die Erhaltungsrücklage ist
zu prüfen, ob im Hinblick auf dieses anhängige Verfahren
bereits im Jahr der Zahlung in die Erhaltungsrücklage ein
Werbungskostenabzug geltend gemacht werden sollte.

4. Erbschaftsteuerliche Begünstigung bei
Erbauseinandersetzung

Bei der Erbschaftsteuer können Begünstigungen in
Anspruch genommen werden für die Übertragung
von Betriebsvermögen, für vermieteten Wohnraum
und für das selbstgenutzte Familienheim. Im Einzel-
nen sind insoweit verschiedene Bedingungen zu er-
füllen. In der Praxis ist vielfach die Situation so, dass
Kinder zu Gesamterben eingesetzt werden. Sind z.B.
zwei Kinder als Erben eingesetzt, so erben diese das
Vermögen insgesamt in Erbengemeinschaft. Dem
folgt dann vielfach aber eine Teilung des Nachlasses
im Rahmen einer Erbauseinandersetzung. Das heißt
die Erbengemeinschaft einigt sich darauf, wer welche
Vermögenspositionen in Alleineigentum übernimmt.
Erbschaftsteuerlich kann die entsprechende Steuer-

vergünstigung in einer solchen Konstellation – unter
Einhaltung bestimmter Regeln – von dem Erben in
Anspruch genommen werden, der im Rahmen der
Erbauseinandersetzung das jeweilige Vermögen
übernimmt.

Die FinVerw geht bislang davon aus, dass eine solche
Übernahme der Steuervergünstigungen an den die
Vermögenswerte imRahmender TeilungdesNachlas-
ses letztlich übernehmenden Erben nur dann möglich
ist, wenn die Teilung des Nachlasses innerhalb von
sechs Monaten nach dem Erbfall erfolgt. Diese enge
zeitliche Befristung hat der BFH nunmit Entscheidung
vom 15.5.2024 (Az. II R 12/21) abgelehnt. Das Gesetz
enthält keine zeitliche Frist für die Erbauseinanderset-
zung. ImUrteilsfall erfolgtedieErbauseinandersetzung
etwa drei Jahre nach demErbfall.

Entscheidend ist allerdings, dass die Übertragung
auf die einzelnen Personen im Rahmen der Teilung
des Nachlasses erfolgt. Nicht mehr begünstigt ist
der Fall, dass zunächst der Nachlass willentlich un-
geteilt in Form der Erbengemeinschaft fortgeführt
wird und später eine Aufteilung auf die einzelnen Per-
sonen der Erbengemeinschaft erfolgt.

Handlungsempfehlung:
Dies verdeutlicht, dass in solchen Vorgängen erheblicheGe-
staltungsmöglichkeiten bestehen. Insbesondere ermöglicht
derBFHnun,dassdieErbauseinandersetzungsorgfältigvor-
bereitet wird und die hierfür benötigte Zeit genommen wird.
Solche Vorgänge sollten allerdings stets unter Hinzuziehung
steuerlichen Rats umgesetzt werden, da im Einzelnen die je-
weiligen Voraussetzungen der erbschaftsteuerlichen Be-
günstigungen eingehalten werden müssen, damit die mate-
riell oftmals sehr bedeutenden Vorteile der Steuerbefreiun-
gen in Anspruch genommenwerden können.

5. Parkhaus als erbschaftsteuerrechtlich
nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen

Der Übergang von Betriebsvermögen und ebenso Be-
teiligungen an Kapitalgesellschaften bei einer Beteili-
gungsquote vonmind. 25 % ist bei der Erbschaft- und
Schenkungsteuer erheblich begünstigt. Im besten Fall
kann eineSteuerbelastung vollständig vermiedenwer-
den. Von dieser Begünstigung ausgeschlossen ist
jedoch im Betriebsvermögen enthaltenes sog. Ver-
waltungsvermögen, zu welchem unter anderem auch
„Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke,
Grundstücksteile, grundstücksgleiche Rechte und
Bauten“ gehören.

Bislang war die Frage ungeklärt, ob eine zu Verwal-
tungsvermögen führende Nutzungsüberlassung auch
dannvorliegt,wennsienachertragsteuerlichenGrund-
sätzen nicht mehr als bloße Vermögensverwaltung,
sondern als originär gewerbliche Tätigkeit einzustufen
ist. Die FinVerw verneint dies bisher regelmäßig nur im
Fall von Beherbergungsbetrieben wie Hotels, Pensio-
nen oder Campingplätzen. In der Fachliteratur wird
dagegen teilweise die Auffassung vertreten, dass die
originär gewerbliche Vermietung grundsätzlich – also
auch über die von der FinVerw begünstigten Beher-
bergungsbetriebe hinaus – nicht zu Verwaltungsver-
mögen führen soll. Eine solche weite Auslegung des
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Gesetzes hat nun der BFH mit Entscheidung v.
28.2.2024 (Az. II R 27/21) abgelehnt.

Im Urteilsfall war der Stpfl. Alleinerbe seines 2018
verstorbenen Vaters (Erblasser). Zum Nachlassver-
mögen gehörte das Einzelunternehmen des Erblas-
sers. Dieses umfasste ein mit einem Parkhaus und
einer Tankstelle bebautes Grundstück. Das Park-
haus, das täglich 24 Stunden geöffnet war, hatte
der Erblasser ursprünglich selbst betrieben. Ab An-
fang 2000 verpachtete er es unbefristet an den Stpfl.
Die Einnahmen aus dem Pachtverhältnis führten
beim Erblasser zu gewerblichen Einkünften. Die
Tankstelle, die 7,12 % der gesamten Bruttofläche
des bebauten Grundstücks ausmachte, war bis Ende
2018 an eine GmbH verpachtet. Das FA ging insoweit
davon aus, dass insgesamt Verwaltungsvermögen
vorliegt und damit die erbschaftsteuerliche Begüns-
tigung für Betriebsvermögen nicht zu gewähren sei.

Der BFH bestätigt die Ansicht der FinVerw. Zunächst
bestätigt das Gericht, dass vorliegend unzweifelhaft
mit dem Parkhaus und der Tankstelle ein „Dritten zur
Nutzung überlassenes Grundstück, Grundstücksteil“
vorlag. Insoweit wird die Überlassung an jede nicht
mit dem Nutzungsüberlassenden identische Person
erfasst. Auf den Rechtsgrund der Nutzungsüberlas-
sung komme es für die Frage der Qualifizierung als
Verwaltungsvermögen nicht an; sie könne entgeltlich
im Rahmen eines Miet- oder Pachtvertrags oder un-
entgeltlich im Rahmen eines Leihvertrags erfolgen.
Auch fallen unter den Begriff der Nutzungsüberlas-
sung nicht nur langfristige, sondern auch kurzfristige
Nutzungsüberlassungen, wie im Streitfall die kurzfris-
tige Überlassung von Parkplätzen an Parkende.

Der BFH sieht auch keinen Anlass für eine einschrän-
kende Auslegung derNorm auf solche Fälle, bei denen
sich die Nutzungsüberlassung des Grundbesitzes aus
ertragsteuerlicher Sicht nicht mehr als bloße Vermö-
gensverwaltung, sondern als originär gewerbliche Tä-
tigkeit darstellt. Zwar war es erklärtes Ziel des Gesetz-
gebers, solches Betriebsvermögen nicht von den Be-
günstigungen auszunehmen, das unmittelbar einem
Betrieb und zugleich dem Erhalt von Arbeitsplätzen
dient und daher sollte insbesondere bei Beherberg-
ungsbetrieben keine zu Verwaltungsvermögen füh-
rende Nutzungsüberlassung vorliegen. Im Gesetzes-
wortlaut hat dies aber keinen Niederschlag gefunden.
Ausgenommen von dem Ausschluss hinsichtlich der
Grundstücksüberlassung an Dritte sind nach dem ein-
deutigen Gesetzeswortlaut nur folgende Fälle:

die Überlassung von Wohnungen im Rahmen
eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs,
die Überlassung von Grundstücken zum Absatz
von eigenen Erzeugnissen und Produkten im Rah-
men von Lieferungsverträgen,
die Überlassung von Grundstücken zur land- und
forstwirtschaftlichen Nutzung.

Im Umkehrschluss sollte nach der gesetzgeberi-
schen Entscheidung mithin jede andere Nutzungs-
überlassung von Grundstücken, z.B. Zimmern im
Rahmen von Beherbergungsbetrieben, Räumen in

Gaststätten und auch Parkplätzen in Parkhäusern,
nicht begünstigt sein.

Hinweis:
Die Tragweite dieses Urteils ist noch nicht ganz absehbar.
Klargestellt ist, dass die Nutzungsüberlassung von Park-
plätzen im Rahmen von Parkhausbetrieben zu nicht be-
günstigtem Vermögen führt. Wird die Argumentation kon-
sequent auf andere vergleichbare Fälle angewandt, so
betrifft dies eine Vielzahl von anderen Unternehmen, insbe-
sondere auch die von der FinVerw bisher begünstigten
Beherbergungsbetriebe wie Hotels, Pensionen und Cam-
pingplätze. Daneben aber z.B. auch Business- bzw.
Office-Center, Self Storage-Unternehmen oder Einkaufs-
zentren. Insoweit bleibt nun abzuwarten, wie die FinVerw
auf dieses Urteil reagiert.

Handlungsempfehlung:
Im Einzelfall kann sorgfältig zu prüfen sein, ob die bis-
lang noch von der FinVerw angewandte weitere Sicht-
weise – so insbesondere in Bezug auf Hotels und andere
Beherbergungsbetriebe – noch für vorweggenommene
Erbfolgen genutzt werden sollte.

6. Feier des Arbeitgebers anlässlich einer
Arbeitnehmer-Verabschiedung

DasNiedersächsischeFGhatmitUrteil vom23.4.2024
(Az.8K66/22)entschieden,dasswennderArbeitgeber
anlässlich der Verabschiedung eines Arbeitnehmers
einen Empfang veranstaltet, entgegen der Ansicht der
FinVerw auch bei Überschreiten der Freigrenze von
110 € unter Berücksichtigung der Umstände des Ein-
zelfalls zu entscheiden ist, ob es sich um ein Fest des
Arbeitgebers (betriebliche Veranstaltung) oder um ein
privatesFestdesArbeitnehmershandelt. Liegt einFest
des Arbeitgebers vor, wird dagegen nach Ansicht der
FinVerw ein steuerpflichtiger geldwerter Vorteil in Be-
zug auf die privaten Gäste ausgelöst, wenn die Kosten
je Teilnehmer 110 € übersteigen.

ImStreitfall veranstalteteeinKreditinstitutanlässlichder
Pensionierung seines Vorstandsvorsitzenden nebst
Vorstellung des Nachfolgers in den Geschäftsräumen
derUnternehmenszentraleeineFeier,derenKosten teil-
nehmerbezogen die Freigrenze von 110 € überschrit-
ten. Nach einer vom Kreditinstitut aufgestellten Liste
waren ca. 300 Personen geladen, und zwar gegen-
wärtige und frühere Vorstandsmitglieder, ausgewählte
Mitarbeiter, der Verwaltungsrat, Angehörige des öffent-
lichenLebens,RepräsentantenbedeutenderUnterneh-
men und Institutionen aus der Region, Vertreter von
Banken und Sparkassen, Kammern, kultureller Einrich-
tungen sowie Pressevertreter. Das Niedersächsische
FG kommt zu dem Schluss, dass in diesem Fall nach
Art und Zuschnitt der Veranstaltung davon auszugehen
ist,dassessichumeinedominant imeigenbetrieblichen
InteressedurchgeführteVeranstaltunghandelteunddie
Aufwendungen nicht zu Arbeitslohn führten.

Grundsätzlich gilt, dass die Zuwendung von Arbeits-
lohn nur dann anzunehmen ist, wenn der Arbeitneh-
mer für das Zurverfügungstellen seiner individuellen
Arbeitskraft eine objektive Bereicherung erfährt. Eine
objektive Bereicherung des Arbeitnehmers ist jedoch
dann nicht gegeben, wenn die Bewirtung der Gäste
anlässlich eines Festes des Arbeitgebers erfolgt. Ob
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ein Empfang, den ein Arbeitgeber beispielsweise
anlässlich eines besonderen Ereignisses eines seiner
Mitarbeiter ausrichtet, als Fest des Arbeitgebers oder
als das des Arbeitnehmers erscheint, ist unter
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls zu
entscheiden.

Merkmal für ein Fest des Arbeitgebers (und damit
kein Arbeitslohn) können sein, wenn der Arbeitgeber
als Gastgeber auftritt, dieser die Gästeliste bestimmt
und vorrangig Geschäftspartner des Arbeitgebers,
Angehörige des öffentlichen Lebens sowie der
Presse, Verbandsfunktionäre sowie Mitarbeiter des
Arbeitgebers eingeladen werden und nicht private
Freunde und Bekannte des Arbeitnehmers. Auch ist
zu berücksichtigen, ob das Fest den Charakter einer
privaten Feier aufweise oder ob das nicht der Fall sei.

Dem folgt im Grundsatz auch die FinVerw. Diese
bestimmt aber, dass auch bei einem Fest des Arbeit-
gebers Arbeitslohn vorliegt im Hinblick auf die antei-
ligen Aufwendungen des Arbeitgebers, die auf den
Arbeitnehmer selbst, seine Familienangehörigen so-
wie private Gäste des Arbeitnehmers entfallen, wenn
diese Aufwendungen mehr als 110 € je teilnehmen-
der Person ausmachen. Diese pauschalierende Ab-
grenzung lehnt das FG ab.

Hinweis:
Gegen dieses Urteil ist nun unter dem Az. VI R 18/24 beim
BFH die Revision anhängig, so dass im Einzelfall abzu-
wägen ist, wie solche Aufwendungen lohnsteuerlich zu
würdigen sind.

7. Aufwendungen für die Anmietung von
Konferenzräumen, Hotelzimmern und
Konferenztechnik führt bei einem Konfe-
renz- und Eventveranstalter nicht zur Hin-
zurechnung bei der Gewerbesteuer

Aufwendungen für die Anmietung von unbeweglichen
Wirtschaftsgütern wie Grundstücken oder Räumen
und auch von beweglichen Wirtschaftsgütern (ein-
schließlich Leasingaufwendungen) führen bei der Ge-
werbesteuer zu einer (anteiligen) Hinzurechnung.
Voraussetzung ist insoweit aber, dass dieWirtschafts-
güter dann, wenn diese im Eigentum des mietenden
Stpfl. stehen würden, als Anlagevermögen eingestuft
würden (sog. „fiktives Anlagevermögen“). Im Ergebnis
sollen Stpfl. bei der Gewerbesteuer hinsichtlich der
Finanzierungskomponente gleichgestellt werden.
Unabhängig davon, ob das Anlagevermögen durch
Eigen- oder Fremdkapital finanziert bzw. angeschafft
oder angemietet ist, soll ausschließlich die objektive
Ertragskraft besteuert werden.

Das FG Berlin-Brandenburg hatte nun über folgenden
Fall zu entscheiden: Die Stpfl. ist in denWirtschaftsfel-
dern „MICE“ (meetings, incentives, conferences and
events) sowie „Destination Management“ für Kreuz-
fahrtunternehmen tätig. MICE umfasse die Planung
unddasManagementvonVeranstaltungenundKonfe-
renzen. Destination Management umfasst die Betreu-
ung von Landgängen von Kreuzfahrtunternehmen.

Vorgetragen wurde, dass keines dieser Geschäftsfel-
der das ständige Anmieten und Vorhalten von Räum-
lichkeiten oder Hotelzimmern erfordert. Integraler
Bestandteil dieser Dienstleistungen sei, dass hierfür
Übernachtungsmöglichkeiten und Veranstaltungs-
räumlichkeiten nebst Equipment gebucht werden. Die
Stpfl. veranstalte dieKongresseusw. aber nicht selbst,
sondernbotnureinLeistungsbündel fürdieKundenan,
diedanndieEventsundKongresseselbstveranstalten.

Das Finanzamt wollte die Aufwendungen für die An-
mietung der Konferenzräume, Hotelzimmer und Kon-
ferenztechnik bei der Ermittlung der Gewerbesteuer
anteilig hinzurechnen. Dies lehnte das FG nun aber
mit Entscheidung vom 9.7.2024 (Az. 8 K 8027/21)
ab. Vorliegend sei kein fiktives Anlagevermögen ge-
geben. Entscheidend sei vielmehr, dass diese Auf-
wendungen in das den Kunden angebotene Leis-
tungspaket eingehen und damit die eingekauften
Vorleistungen eher der Kategorie des Umlaufvermö-
gens entsprechen.

DasFGbestätigt,dass insoweitdieallgemeineAbgren-
zung zwischen Anlage- und Umlaufvermögen maß-
geblich ist. Die Zuordnung zum Anlage- oder Umlauf-
vermögen orientiert sich maßgeblich an der Zweckbe-
stimmung desWirtschaftsguts in demBetrieb. Die hier
imRahmen der Frage einer Hinzurechnung bei der Be-
messungsgrundlage der Gewerbesteuer erforderliche
Prüfung muss den Geschäftsgegenstand des Unter-
nehmensberücksichtigenundsichsoweitwiemöglich
an den betrieblichen Verhältnissen orientieren. Insbe-
sondere darf die Fiktion nicht weiterreichen, als es die
Vorstellung eines das Miet- oder Pachtverhältnis er-
setzenden Eigentums gebietet. Es ist zu fragen, ob
der Geschäftszweck das dauerhafte Vorhandensein
solcherWirtschaftsgüter voraussetzt.

Im Streitfall lag damit hinsichtlich dieser Aufwendun-
gen kein fiktives Anlagevermögen vor. Für eine Be-
handlung als fiktives Umlaufvermögen statt als fikti-
ves Anlagevermögen spricht nach Überzeugung des
Gerichts im Streitfall, dass die Stpfl. Konferenzräume
und Zimmer in Hotels sowie sonstige bewegliche
Wirtschaftsgüter (Konferenztechnik, Schirme, Stühle
etc.) angemietet hat, um damit für die eigenen Kun-
den Reisepakete, Konferenzen, Veranstaltungen
gleich einem Reiseveranstalter zusammen zu stellen
(„zu produzieren“) und sodann an die Kunden als Ge-
samtpaket in Rechnung zu stellen („zu verkaufen“).
Die Stpfl. hat im Streitfall gerade nicht nur die Konfe-
renzen oder sonstigen Veranstaltungen geplant und
durchgeführt, sondern es war Auftragsgegenstand
ihrer eigenen Auftraggeber, das Gesamtpaket zu er-
stellen, welches teilweise auch Buchungsleistungen,
Anmeldeprozesse, Anreiseorganisation, Übernach-
tungen und Verpflegung umfasste.

Handlungsempfehlung:
Dies bestätigt, dass die Hinzurechnung solcher Aufwen-
dungen sorgfältig zu prüfen ist. Für den Einzelfall ist vor
dem Hintergrund des jeweiligen Geschäftskonzeptes fest-
zustellen, ob fiktives Anlagevermögen vorliegt (dann Hinzu-
rechnung) oder nicht (dann keine Hinzurechnung).
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